Stadtverordnetenversammlung Kasse| documenta Stadt
Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung

Niederschrift 7. Oktober 2020
iiber die 40. 6ffentliche Sitzung 1von 18

des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung

am Donnerstag, 24. September 2020, 17:00 Uhr

im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel

Anwesende:

Mitglieder

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU

Petra Ullrich, 2. stellvertretende Vorsitzende, SPD
Anja Méller, Mitglied, SPD

Dr. Giinther Schnell, Mitglied, SPD

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD

Holger Augustin, Mitglied, CDU

Valentino Lipardi, Mitglied, CDU

Dr. Andreas Jiirgens, Mitglied, B90/Griine

Awet Tesfaiesus, Mitglied, B90/Griine

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke (ab 17.04 Uhr)
Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Freie Wahler (WfK)

Teilnehmer mit beratender Stimme
Omar Dergui, Vertreter des Auslanderbeirates (ab 17.05 Uhr)
Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates  (Vertretung fiir Gerd Walter)

Magistrat
Dirk Stochla, Stadtrat, SPD

Schriftfiihrung
Sabine John, Hauptamt - Biiro der Stadtverordnetenversammlung

Entschuldigt:
Matthias N6lke, 1. stellvertretender Vorsitzender, FDP

Tagesordnung:
1. Waffenborse 101.18.1736
2. Korperliche und verbale Gewalt gegen KVG-Kontrolleure 101.18.1744

3. Resolution: Demokratische Grundwerte bewahren - politisch 101.18.1745
motivierte Gewalt verurteilen

4. Videoiiberwachung Obere Konigsstralle 101.18.1747

5. Kiindigung Markthallen-GmbH 101.18.1750



Kassel

6. Videoiiberwachung 2020 101.18.1754
7. Politisch und religios motivierter Extremismus in Kassel 101.18.1761
8. Zahl der BuBRgeldverfahren bei Corona-VerstoRen 101.18.1817
9. Verzicht auf automatisierte Gesichtserkennung 101.18.1827
10. Integration von Zuwanderern 101.18.1830
11. Die salafistische Szene in Kassel 101.18.1831
12. Musik in der Gaststdtte Bootshaus 101.18.1836
13. Fahrradstrafe SchillerstraRe 101.18.1837
14. Flexiblere Arbeitszeitregelungen und mehr 101.18.1838
Geschlechtergerechtigkeit fiir Beschiftigte der Stadt Kassel
15. Geschaftsordnung fiir die Ortsbeirate in der Stadt Kassel 101.18.1852

Vorsitzender Kortmann erdffnet die mit der Einladung vom 17. September 2020
ordnungsgemal’ einberufene 40. 6ffentliche Sitzung des Ausschusses fiir Recht,
Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begriiSt die Anwesenden und stellt die
Beschlussfahigkeit und die Tagesordnung fest.

Zur Tagesordnung

Vorsitzender Kortmann teilt mit, dass er die Tagesordnungspunkte

4, betr. Videoiiberwachung Obere Konigsstrae, - 101.18.1747 -

und

6. betr. Videoiiberwachung 2020, - 101.18.1754 -

wegen Sachzusammenhangs gemeinsam aufrufen wird. Die Abstimmung erfolgt
getrennt.

1. Waffenborse
Antrag der SPD-Fraktion
-101.18.1736 -

Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Der Magistrat wird gebeten, alle rechtlichen Moglichkeiten zur Untersagung der
jahrlich stattfindenden Waffenbdrse zu ergreifen.

Stadtverordneter Sprafke, SPD-Fraktion, begriindet den Antrag.
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Stadtrat Stochla beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 3von 18

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: SPD, B90/Griine, Kasseler Linke, WfK

Ablehnung:  CDU

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Waffenbdrse, 101.18.1736, wird zugestimmt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Sprafke

2. Korperliche und verbale Gewalt gegen KVG-Kontrolleure
Anfrage der AfD-Fraktion
- 101.18.1744 -

Anfrage

Immer wieder ist in der lokalen Presseberichterstattung die Rede von
Gewalttaten, Beleidigungen sowie mangelndem Respekt gegeniiber
Einsatzkraften und stadtischen Mitarbeitern. Im HNA-Artikel mit dem Titel
»Eine Tram gegen Gewalt: StralRenbahn wirbt in Kassel fiir mehr Respekt” vom
23. August 2019 dulRert sich der KVG-Vorstand Dr. Thorsten Ebert
dahingehend, dass keine Woche vergehe ,,in der die KVG nicht die Polizei
anfordern miisse, weil es zu Problemen in Bussen und Bahnen gekommen ist.”
Weitergehend erwahnt er, dass sich besonders Kontrolleure oft
Beschimpfungen anhdren miissten, wenn sie Schwarzfahrer erwischten haben.

Bereits im HNA-Artikel mit dem Titel ,,Gewalt gegen Kontrolleure: KVG stellt
keine Zunahme fest“ vom 08. Juni 2017 erwahnt der KVG-Sprecher Ingo
Pijanka, dass in den quartalsweisen stattfindenden Dienstgesprachen mit den
Kontrolleuren haufiger liber eine Abnahme von Respekt, insbesondere seitens
mannlicher Jugendlicher und aus dem Kreise von alkoholisierten Erwachsenen,
gesprochen wiirde.
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Wir fragen den Magistrat: 4von 18

1. Wie viele Arbeitnehmer hat die KVG aktuell und wie viele davon sind derzeit
im Bereich der Fahrscheinkontrolle tatig?

2. Wie hat sich die Anzahl der Arbeitnehmer im Bereich der Fahrscheinkontrolle
in den letzten zehn Jahren entwickelt?

3. Wie viele Eigenkiindigen gab es im Bereich der Fahrscheinkontrolle in den
letzten zehn Jahren pro Jahr aufgeschliisselt?

4. Wurden Griinde seitens der Arbeitnehmer bei ihrer Eigenkiindigung genannt?
Falls ja, welche?

5. Wie viele korperlichen Angriffe auf KVG-Kontrolleure gab es pro Jahr in den
letzten zehn Jahren?

6. Wie viele Angriffe (kdrperlicher wie verbaler Art) gab es insgesamt pro Jahr in
den letzten zehn Jahren?

7. Hat die KVG Probleme beim Finden von Arbeitnehmern im Bereich der
Fahrscheinkontrolle?

8. Gab es seitens von Arbeitnehmern der KVG im Bereich der
Fahrscheinkontrolle Antrage auf Versetzung in einen anderen
Tatigkeitsbereich?

9. Falls ja, wie viele waren dies in den letzten zehn Jahren pro Jahr
aufgeschliisselt?

10. Falls Frage Nr. 8 bejaht werden wiirde: Wurden Griinde seitens der
Arbeitnehmer bei ihren Antragen auf Versetzung genannt? Falls ja, welche?

11. Im HNA-Artikel vom 08. Juni 2017 mit dem Titel ,,Gewalt gegen
Kontrolleure: KVG stellt keine Zunahme fest” wird erwdhnt, dass Angriffe
gegen Fahrschein-Kontrolleure nicht kategorisiert werden. Warum werden
diese Angriffe nicht kategorisiert?

12. Kann der Magistrat einen positiven Effekt auf das Verhalten der Kunden der
KVG seit Beginn der Kampagne ,,Solidaritat mit Einsatzkraften - mit
Menschlichkeit und Respekt” feststellen?

Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefiigt.

Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.
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3. Resolution: Demokratische Grundwerte bewahren - politisch motivierte
Gewalt verurteilen
Antrag der AfD-Fraktion
- 101.18.1745 -

Antrag
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel verurteilt Gewalt als Mittel
der politischen Auseinandersetzung und lehnt dariiber hinaus auch jegliche
andere Form der Gewaltausiibung ab. Politisch motivierte Straftaten sind eine
Bedrohung fiir unsere freiheitliche demokratische Grundordnung und machen
es erforderlich, dass alle demokratischen Krafte zusammenstehen,
demokratische Grundwerte und die Meinungs- und Versammlungsfreiheit
verteidigen und deutlich artikulieren, dass jeder, der politisch motivierte Gewalt
fordert, begiinstigt oder verharmlost, den demokratischen Grundkonsens
unseres Staates verldsst.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: --

Ablehnung:  einstimmig

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Resolution: Demokratische Grundwerte
bewahren - politisch motivierte Gewalt verurteilen, 101.18.1745, wird abgelehnt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Lipardi
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Die Tagesordnungspunkte 4 und 6 werden gemeinsam aufgerufen.

4. Videoiiberwachung Obere KonigsstraBBe
Antrag der WfK-Fraktion
- 101.18.1747 -

Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:
Die Obere Konigsstralle wird nicht, auch nicht in Teilen, videoiiberwacht.

Stadtrat Stochla beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: Kasseler Linke, WfK

Ablehnung:  SPD, CDU, B90/Griine

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Der Antrag der WfK-Fraktion betr. Videoliberwachung Obere Konigsstralle,
101.18.1747, wird abgelehnt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Jiirgens
6. Videoiiberwachung 2020
Antrag der CDU-Fraktion
- 101.18.1754 -
Antrag
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:
Der Magistrat wird aufgefordert, entsprechend den Zusagen von
Oberbiirgermeister Geselle, noch im Jahr 2020 eine Videoiiberwachung in der

Innenstadt einzurichten.

Stadtverordneter Augustin, CDU-Fraktion, begriindet den Antrag.

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
vom 24. September 2020

documenta Stadt

6 von 18



Kassel

Stadtrat Stochla beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: CDU

Ablehnung:  SPD, B90/Griine, Kasseler Linke, WfK

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Videoiiberwachung 2020, 101.18.1754, wird
abgelehnt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Kaufmann
5. Kiindigung Markthallen-GmbH
Antrag der WfK-Fraktion

-101.18.1750 -

Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Der Magistrat nimmt die gegeniiber der Markthallen-GmbH ausgesprochene
Kiindigung zuriick.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: Kasseler Linke, WfK

Ablehnung:  SPD, CDU, B90/Griine

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:
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Der Antrag der WfK-Fraktion betr. Kiindigung Markthallen-GmbH, 101.18.1750,
wird abgelehnt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Hoppe

6. Videoiiberwachung 2020
Antrag der CDU-Fraktion
-101.18.1754 -

Der Antrag wurde vorgezogen und zusammen mit dem Tagesordnungspunkt 4
zur Beratung aufgerufen.

7. Politisch und religios motivierter Extremismus in Kassel
Anfrage der AfD-Fraktion
-101.18.1761 -

Anfrage
Wir fragen den Magistrat:

1. Welche und wie viele Organisationen und Gruppierungen, die vom Magistrat
als links- oder rechtsextremistisch eingestuft werden, existieren in der Stadt
Kassel? (Bitte nach jeweiliger Form des Extremismus aufschliisseln.)

Linksextremismus

2. Wie viele Straftaten wurden in der Stadt Kassel in den Jahren 2010 bis 2020
von Tatern veriibt, die dem linksextremen Milieu zugeordnet werden
konnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

3. Wie viele Festnahmen von Tatern fanden in der Stadt Kassel in den Jahren
2010 bis 2020 statt, die dem linksextremen Milieu zugeordnet werden
kdnnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

4. Welche Projekte und Praventionsprogramme zur Bekdampfung des
Linksextremismus werden unterstiitzt bzw. durchgefiihrt und in welcher
Form unterstiitzt die Stadt Kassel diese?

5. Wurde im Vorfeld der Neuerdffnung der Europaischen Zentralbank in
Frankfurt am Main am 18. Marz 2015 durch die linksautonome Szene in
Kassel gegen diese mobilisiert?

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Kassel

Wurde im Vorfeld des G20-Gipfels in Hamburg am 07. und 08. Juli 2017
durch die linksautonome Szene in Kassel gegen diesen mobilisiert?

Falls die Fragen 5 und 6 bejaht werden: In welchen Internetforen wurde
hierzu mobilisiert und welche Organisationen und Gruppierungen waren
daran beteiligt?

Waren unter den festgenommenen Tatern in Frankfurt a. M. und Hamburg
auch polizeilich bekannte Personen der linksautonomen Szene aus der
Stadt Kassel und falls ja, wie viele?

Wie viele Personen des linksextremistischen Spektrums werden in der Stadt
Kassel als gewaltbereit eingeschatzt und welche Erkenntnisse liegen dem
Magistrat diesbeziiglich vor?

Sind dem Magistrat in der Stadt Kassel Stadtteile bekannt, in denen
linksextreme Stromungen und entsprechende Aktivitaten verhaltnismallig
stark verbreitet sind und falls ja, welche sind dies?

Rechtsextremismus

Wie viele Straftaten wurden in der Stadt Kassel in den Jahren 2010 bis
2020 von Tatern veriibt, die dem rechtsextremen Milieu zugeordnet
werden kdnnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

Wie viele Festnahmen von Tatern fanden in der Stadt Kassel in den Jahren
2010 bis 2020 statt, die dem rechtsextremen Milieu zugeordnet werden
kdnnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

Welche Projekte und Praventionsprogramme zur Bekampfung des
Rechtsextremismus werden unterstiitzt bzw. durchgefiihrt und in welcher
Form unterstiitzt die Stadt Kassel diese?

Wie viele Personen des rechtsextremistischen Spektrums werden in der
Stadt Kassel als gewaltbereit eingeschatzt und welche Erkenntnisse liegen
dem Magistrat diesbeziiglich vor?

Sind dem Magistrat in der Stadt Kassel Stadtteile bekannt, in denen
rechtsextreme Stromungen und entsprechende Aktivitaten verhaltnismaRig
stark verbreitet sind und falls ja, welche sind dies?

religios motivierter Extremismus/Islamismus/Salafismus
Existieren in der Stadt Kassel Organisationen bzw. Gruppierungen, die dem

religios motivierten Extremismus bzw. dem Islamismus/Salafismus
zuzuordnen sind und falls ja, welche sind dies?
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17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24,

25.

Kassel

Wie viele Personen, die der islamistischen/salafistischen Szene zugeordnet
werden, befinden sich derzeit in der Stadt Kassel?

Falls Frage Nr. 17 beantwortet werden Kann: Wie viele davon werden als
gewaltbereit und radikal eingestuft?

Liegen der Stadt Kassel Erkenntnisse liber den Aufenthalt von IS-Kampfern
im Stadtgebiet vor, welche aus den Biirgerkriegsgebieten in und um Syrien
zuriickgekehrt sind?

Verfiigt die Stadt Kassel {iber ein ressortiibergreifendes Konzept zur
Pravention im Bereich des religios motivierten Extremismus bzw. zur
Deradikalisierung von betroffenen Personen?

Falls Frage 20 bejaht wird: Welche MalBnahmen hat die Stadt Kassel bislang
durchgefiihrt, um Personen, welche als religios motivierte Extremisten
identifiziert wurden, zum Ausstieg zu bewegen und mit welchem Erfolg
wurden solche MaBnahmen durchgefiihrt?

Falls Frage 20 verneint wird: Wird in Zukunft ein solches Konzept ggf. in
Abstimmung mit anderen Stadten, Landkreisen oder dem Land Hessen
erarbeitet?

Inwieweit sind die Moscheegemeinden in die MalRnahmen zur Pravention
im Bereich des religios motivierten Extremismus eingebunden? (Die
Darstellung einer Bewertung dieser Zusammenarbeit wird gewiinscht.)

Welche Erkenntnisse hat der Magistrat {iber die Bedeutung der Schule als
Ausgangsort bzw. Umfeld fiir eine etwaige Radikalisierung von
muslimischen Jugendlichen und welchen Konsequenzen zieht sie daraus?

Beobachtet der Magistrat seit September 2015 einen Anstieg
antisemitischen Gedankenguts in der Stadt Kassel und falls ja, worin liegen
nach Auffassung des Magistrats die Griinde fiir diesen wachsenden
Antisemitismus?

Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefiigt.

Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.
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8. Zahl der BuBRgeldverfahren bei Corona-VerstoRen
Anfrage der CDU-Fraktion
-101.18.1817 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie viele Anzeigen wegen Ordnungswidrigkeiten in Zusammenhang mit
Covid-19 sind seit Marz bei der Stadt Kassel eingegangen?

2. Wie viele dieser Anzeigen wurden durch die Stadt Kassel verfolgt?

3. Wie viele dieser Anzeigen wurden eingestellt und nicht verfolgt und wer hat
das mit welcher Begriindung entschieden?

4. Wie viele BuRRgeldverfahren wurden wegen VerstoRen gegen die Corona-
Regeln in Kassel eingeleitet?

5. Wo werden die Anzeigen der KVG und Polizei wegen Ordnungswidrigkeiten
in Zusammenhang mit Covid-19 bei der Stadt Kassel bearbeitet?

6. Welche Einnahmen durch BuBgeldbescheide sind aktuell zu erwarten?

7. Zu welchen Corona-Regeln fiihrt die Stadt Kassel besonders intensiv
Kontrollen durch und wie ist die Erfahrung damit?

8. Was sind die HauptverstolRe, die zu BulRgeldverfahren fiihren?

9. Stehen die VerstoRe eher in Zusammenhang mit Festen und Feiern, z. B. in
Parks und im Umfeld von Kneipen oder privaten Veranstaltungen und
Alltagshandlungen wie Fahren von Bus und Bahn ohne Maske?

10. Wie bewertet der Magistrat die Situation?

11. Sind ggf. Verscharfungen von Kontrollen geplant?

Stadtrat Stochla beantwortet die Anfrage. Die schriftliche Beantwortung wird der
Niederschrift beigefiigt.

Nach Beantwortung durch Stadtrat Stochla erklart Vorsitzender Kortmann die
Anfrage fiir erledigt.
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9. Verzicht auf automatisierte Gesichtserkennung
Antrag der Fraktion FDP, Freie Wahler und Piraten
- 101.18.1827 -

Antrag
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Der Magistrat wird aufgefordert, stets aktuell zu verdffentlichen, welche
Uberwachungstechnologien von Ordnungsbehdrden und Polizei in der Stadt
Kassel eingesetzt werden. Der Einsatz neuer Technologien ist den
Stadtverordneten vor dem Einsatz anzukiindigen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel erkennt die groRen
Gefahren und den schweren Eingriff in die Grundrechte und Privatsphare der
Biirgerinnen und Biirger durch den Einsatz von Gesichtserkennungssoftware.
Deswegen schliel3t sie fiir ihren Zustandigkeitsbereich den Einsatz von
Technologien aus, die Personen anhand biometrischer Merkmale in
Videoaufzeichnungen identifizieren und fordert den Oberbiirgermeister und
die Polizei auf, im Stadtgebiet ebenfalls auf den Einsatz dieser Technologie zu
verzichten.

3. Der Magistrat wird aufgefordert, mit der Deutschen Bahn Gesprache
aufzunehmen mit dem Ziel auch am Bahnhof Wilhelmshdhe die
Freiheitsrechte der Biirgerinnen und Biirger zu schiitzen und vor den
schwerwiegenden Eingriffen durch die Gesichtserkennung zu schiitzen.

Vorsitzender Kortmann stellt fest, dass die Fraktion FDP, Freie Wahler und Piraten
nicht anwesend ist und schlagt daher vor, den Antrag heute nicht zu behandeln.
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Erneute Behandlung in der ndchsten Sitzung.

10. Integration von Zuwanderern
Anfrage der AfD-Fraktion
-101.18.1830 -

Anfrage

Seit Juli 2015 kamen in kiirzester Zeit mehr als zwei Millionen Zuwanderer in die
Bundesrepublik Deutschland, die in der Regel Asylantrage stellten und nach einem
festgelegten Schliissel auf die einzelnen Bundeslander bzw. Kommunen verteilt
wurden. Die Bundesregierung behauptete iiber einen langen Zeitraum, dass es sich
bei diesen Personen ganz iiberwiegend um ,,Fachkrafte” handelt, deren Integration
binnen kiirzester Zeit problemlos gelingen wiirde. Inzwischen sind fast fiinf Jahre
vergangen, so dass die Ergebnisse der Integrationsbemiihungen beurteilbar sein
sollten.
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Wir fragen den Magistrat:

1. Wie viele der seit 01. Juli 2015 als ,,Schutzsuchende® in die Bundesrepublik
Deutschland eingereiste Personen wurden der Stadt Kassel insgesamt
zugewiesen?

2. Wie viele der unter 1. aufgefiihrten Personen leben derzeit in Kassel?

3. Wie ist der aktuelle Aufenthaltsstatus der unter 2. genannten Personen
(anerkannte Asylbewerber, ausreisepflichtige Personen, subsidiar
Schutzberechtigte etc.)?

4. Wie viele der unter 2. genannten Personen haben erfolgreich einen
Deutschkurs besucht und wie sind deren nachgewiesene Sprachkenntnisse
gemall dem europdischen Referenzrahmen?

5. Wie viele der unter 2. genannten Personen haben eine abgeschlossene
nachgewiesene Schulbildung in ihrem Heimatland (Bitte mit Angabe des
jeweiligen Abschlusses)?

6. Wie viele der unter 2. genannten Personen haben eine abgeschlossene
nachgewiesene Berufsausbildung in ihrem Heimatland (Bitte mit Angabe des
jeweiligen Ausbildungsberufs)?

7. Wie viele der unter 2. genannten Personen haben in ihrem Heimatland
nachweisbar ein Studium abgeschlossen (Bitte mit Angabe der jeweiligen
Fachrichtung)?

8. Bei wie vielen der unter 5. bis 7. genannten Personen wurde die jeweilige
Qualifikation in der Bundesrepublik als gleichwertig anerkannt?

9. Wie viele der unter 2. genannten Personen erhalten Transferleistungen?

10. Wie viele der unter 2. genannten Personen - soweit sie zwischen 18 und 65
Jahre alt sind - befinden sich derzeit in einem sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsverhaltnis?

11. Wie viele der unter 10. genannten Personen erhalten zusatzliche
Transferleistungen (Bitte mit Angabe in absoluter Haufigkeit und in Prozent)?

12. Wie viele der unter 10. genannten sozialversicherungspflichtig beschaftigten
Personen befinden sich in einem Beschaftigungsverhaltnis entsprechend
ihrer beruflichen Qualifikationen?

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
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Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefiigt.

Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.

11. Die salafistische Szene in Kassel
Anfrage der AfD-Fraktion
- 101.18.1831 -

Anfrage

Der hessische CDU-Landtagsabgeordnete Ismail Tipi kritisiert in einem Beitrag vom
31.12.2019 auf der Internetseite ,, Tichys Einblick® den islamischen Salafismus:

https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/ismail -tipi-klartext/viele-frauen-noch-
mehr-kinder-die-salafistische-geburten-strategie/ (zuletzt aufgerufen am
28.08.2020).

Zum Ende des Artikels, der mogliche Wege der Radikalisierung und neueste
Entwicklungen innerhalb der salafistischen Szene beleuchtet, erhebt Tipi folgende
Forderungen, deren Umsetzung er fiir ,,dringend” geboten halt:

1. Das Verbot aller salafistischen Aktivitaten durch bundesweites
Betatigungsverbot.

2. Das Schlielen salafistischer Hinterhofmoscheen.

3. Die rechtsstaatliche Verfolgung und Verurteilung aller Hassprediger und
Hinterhof-Imame, insbesondere die steuer- und strafrechtliche Verfolgung
von Pierre Vogel und seinen Gesinnungsgenossen.

4. Die Einfiihrung eines Schleier- und Kopftuchverbots fiir Madchen unter 14
Jahren in Kindergarten und Schulen im Sinne der Religionsmiindigkeit und
Religionsfreiheit unseres Grundgesetzes.

5. Die Verstarkung der Aufklarungs- und Praventionsarbeit und den Ausbau
von Aussteigerprogrammen zum Schutze der Biirgerinnen und Biirger und
zum Wohle der Demokratie.

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie schatzt der Magistrat die Entwicklung der salafistischen Szene in Kassel
in den letzten zehn Jahren ein?

2. Welche Rolle spielt die Stadt Kassel fiir die salafistische Szene in Nordhessen?

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
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3. Welche Moscheen oder islamischen Gebetsraume im Kasseler Stadtgebiet 15von 18
sind in der Vergangenheit durch salafistische Propaganda aufgefallen?

4. Welche Meinung vertritt die Stadt Kassel hinsichtlich eines moglichen
Schleier- und Kopftuchverbots fiir Madchen unter 14 Jahren?

5. Hat der Salafismus in Kassel in den vergangenen Jahren durch die verstarkte
Aufnahme von Asylbewerbern, insbesondere seit 2015, neuen Zulauf
erfahren?

6. Mit welchen Programmen der Aufklarungs- und Praventionsarbeit
hinsichtlich des Salafismus wird in Kassel gearbeitet und seit wann?

7. Wie viele Personen konnten im Rahmen dieser Aufklarungs- und
Praventionsarbeit zum Ausstieg aus der salafistischen Szene bewegt
werden?

8. Welche weiteren Erfolge konnten durch diese Programme bisher erreicht
werden?

9. Welche praventiven Projekte mit ,lokalen Kooperationspartnern,
Moscheegemeinden und Kulturvereinen etc.” wurden bisher in Kassel

geférdert?

10. Werden entsprechende Initiativen im Rahmen des Hessischen sowie
Deutschen Stadtetages von der Stadt Kassel vorangetrieben?

11. Welche Arten von Extremismus sieht der Magistrat aktuell als grof3te
Herausforderungen fiir die Stadt Kassel an?

Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefiigt.
Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.
12. Musik in der Gaststétte Bootshaus

Anfrage der WfK-Fraktion

- 101.18.1836 -
Anfrage
Wir fragen den Magistrat:

Warum verfiigt der Magistrat fiir die Gaststatte Bootshaus das Unterlassen von

Musikdarbietungen im Wirtschaftsgarten und in desgleichen aus dem umbauten

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
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Gastronomiebetrieb heraus und geht nicht gegen die angeblich sechs Tanzer
vor, die gegen das Tanzverbot verstof3en haben?

Stadtverordneter Dr. Hoppe, WfK-Fraktion, begriindet die Anfrage.

Stadtrat Stochla verweist auf die laufenden Verfahren beim Verwaltungsgericht.
Auskiinfte dazu konnen daher nicht erteilt werden.

Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.
13. FahrradstraBe SchillerstraBe

Anfrage der WfK-Fraktion

-101.18.1837 -
Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

An welchen Tagen seit der Einrichtung einer FahrradstraBe in der SchillerstraRBe
wurden dort Verkehrskontrollen durchgefiihrt?

Wie viele VerkehrsverstélRe wurden festgestellt?
Stadtverordneter Dr. Hoppe, WfK-Fraktion, begriindet die Anfrage.
Stadtrat Stochla gibt einen kurzen Einblick in die Planungen zu Fahrradstrallen in
Kassel und erldutert, dass er wegen mangelnder Zustandigkeit des Magistrats
keine weiteren Angaben zur Anfrage geben kann.
Vorsitzender Kortmann erklart die Anfrage fiir erledigt.
14. Flexiblere Arbeitszeitregelungen und mehr Geschlechtergerechtigkeit fiir
Beschaftigte der Stadt Kassel
Antrag der Fraktion Kasseler Linke
-101.18.1838 -
Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Die Beschaftigten der Stadt Kassel konnen den Beginn ihrer Arbeitszeit, dort wo
es der Arbeitsablauf zuldsst, frei wahlen. Beschaftigten, die ihre Arbeit erst nach

Niederschrift iber die 40. Sitzung des Ausschusses fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung
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9 Uhr morgens beginnen, entstehen durch den spateren Arbeitsbeginn keine
Nachteile.

Fiihrungspositionen werden so gestaltet, dass sie auch in Teilzeit ausgeiibt
werden kdnnen. Filhren im Team wird gefordert. Beschaftigte in
Fuhrungspositionen konnen ohne Nachteile befiirchten zu miissen ihre
Arbeitszeit reduzieren. Teilzeitbeschaftigte haben bei vergleichbarer
Qualifikation gleiche Chancen auf Beforderung wie die Vollzeitbeschaftigten,
auch wenn sie weiterhin in Teilzeit arbeiten mdchten. Teilzeitbeschaftigte
werden ermuntert sich auf Fiihrungspositionen zu bewerben.

Stadtverordnete Kaufmann, Fraktion Kasseler Linke, begriindet den Antrag.
Im Anschluss beantwortet Stadtrat Stochla die Fragen der Ausschussmitglieder.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: Kasseler Linke, WfK

Ablehnung:  SPD, CDU, B90/Griine

Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten

den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Flexiblere Arbeitszeitregelungen und
mehr Geschlechtergerechtigkeit fiir Beschaftigte der Stadt Kassel, 101.18.1838,
wird abgelehnt.
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Augustin
15. Geschiftsordnung fiir die Ortsbeirdte in der Stadt Kassel

Antrag der SPD-Fraktion

-101.18.1852 -
Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Geschaftsordnung fiir die Ortsbeirate in der Stadt Kassel wird dahingehend
gedndert, dass der Seniorenbeirat und Behindertenbeirat die gleichen Rechte
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wie der Ausldnderbeirat erhalten und fiir jeden Ortsbeirat eine/n Vertreter/in 18 von 18
und eine/n Stellvertreter/in benennen diirfen.

Stadtverordnete Ullrich, SPD-Fraktion, begriindet den Antrag.

Der Ausschuss fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei
Zustimmung: einstimmig

Ablehnung:
Enthaltung: --

Abwesend:  AfD, FDP+FW+Piraten
den

Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu
fassen:

Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Geschaftsordnung fiir die Ortsbeirate in der
Stadt Kassel, 101.18.1852, wird zugestimmt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Ullrich

Ende der Sitzung: 18:26 Uhr

Stefan Kortmann Sabine John
Vorsitzender Schriftfiihrerin
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StraRenverkehrs- und.Tiefbauamt . Kassel, 17. August 2020
- 66 - Sonja Ehrenfried, Tel.: 6160

Stadt Kassel - Magistrat

Dezernat Il [{]
Eng. 18 Aug. 202[] /ﬁ
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Anfrage der AfD-Fraktion zur direkten Uberweisung in den Ausschuss fiir Recht,
Sicherheit, Integration und Gleichstellung :
Fragesteller: Stadtverordneter Michael Werl; Vorlage-Nr.: 101.18.1744

Korperliche und verbale Gewalt gegen KVG-Kontrolleure

»Vor diesem Hintergrund fragen wir den /Vlagistrat:

1. Wie viele Arbeitnehmer hat die KVG aktuell und wie wele davon sind derzeit im Bereich der
Fahrscheinkontrolle titig? :

2. Wie hat sich die Anzahl der Arbeitnehmer im Bereich der Fahrscheinkontrolle in den letzten
zehn Jahren entwickelt?

3. Wie viele Eigenkiindigungen gab es im Bereich der Fahrscheinkontrolle in den letzten zehn
Jahren pro Jahr aufgeschliisselt?

4. Wurden Griinde seitens der Arbeitnehmer bei der E/genkund/gung genannt? Falls ja, wel-
che?

5. Wie viele kérperliche Angriffe auf KVG-Kontrolleure gab es pro Jahr in den letzten zehn

-Jahren?

6. Wie viele Angriffe (kbrperlicher wie verbaler Art) gab es /nsgesamt pro Jahr in den letzten
zehn Jahren?

7. Hat die KVG Probleme beim Finden von Arbe/tnehmern im Bereich der Fahrscheinkon-
‘trolle? : -

8. Gab es seitens von Arbeitnehmern der KVG im Bereich der Fahrscheinkontrolle Antrige auf
Versetzung in einen anderen Tdtigkeitsbereich?

9. Falls ja, wie viele waren dies in den letzten zehn Jahren pro Jahr aufgeschliisselt?

10. Falls Frage Nr. 8 bejaht werden wiirde: Wurden Griinde seitens der Arbeitnehmer bei ihiren
Antrdgen auf Versetzung genannt? Falls ja, welche?

11. Im HNA-Artikel vom 08. Juni 2017 mit dem Titel ,,Gewalt gegen Kontrolleure: KVG stellt
keine Zunahme fest* wird erwéhnt, dass Angriffe gegen Fahrschein-Kontrolleure nicht ka-
tegorisiert werden: Warum werden diese Angriffe nicht kategorisiert?

12. Kann der Magistrat einen positiven Effekt auf das Verhalten der Kunden der KVG seit Be-
ginn der Kampagne ,Solidaritdt mit Einsatzkrdften — mit Menschl/chkelt und Respekt*
feststellen?” :

Stellungnahme:

Die KVG nimmt zur Anfrage wie folgt Stellung:

1/2
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»Die KVG hat rund 780 Beschdftigte (Stand 12/2019) von denen z.Zt. 16 im Bereich der Fahr-
ausweispriifung (iberwiegend in StrafSenbahnen) tétig sind; durch den generellen Vorderein-
stieg bei Bussen werden hier Fahrausweise ergdnzend auch durch Fahrpersonale regelméfig

gepriift.

In den letzten zehn Jahren hat sich der Aufwand fiir die Durchfiihrung von Fahrausweispriifun-
gen nicht grundlegend verdndert. Der Empfehlung des GPNV-Branchenverbands VDV folgend,
wurde und wird durch die KVG angestrebt, fiir einen Anteil von etwa 1,5% aller Fahrgéste das
Vorhandensein eines giiltigen Fahrausweises zu priifen.

Bei heute gut 46 Mio. Fahrgdsten pro Jahr bedeutet das eine Fahrausweispriifung von 750-800
Tsd. Personen, was in der Regel in den letzten 10 Jahren erreicht wurde.

Trotz der auch psychisch anspruchsvollen Tétigkeit gab es bisher keine auffélligen Abweichun-
gen beziiglich Fluktuation bei Priifpersonalen gegeniiber Beschdftigten mit anderen Tétigkeits-
merkmalen.

Soweit iiberhaupt KVG-intern bekannt, sind - mit wenigen Ausnahmen - Wechsel in andere Té-
tigkeitsbereiche (z. B. Fahrdienst) oder Arbeitgeberwechsel durch persb'hliche individuelle Mo-
tive (z. B. Wohnortwechsel oder berufliche Entwicklung) erfolgt.

Eine Zunahme kérperlicher Angriffe gegeniiber Beschdftigten in der Fahrausweispriifung kann

fiir die vergangenen zehn Jahre nicht festgestellt werden, die Héiufigkeit liegt auf einem iiber-

schaubaren Niveau und weist keine auffilligen Abwelchungen von brancheniiblichen Kennwer-
ten vergle/chbarer Stddte auf.

Dass die Zahl verbaler Anfeindungen im Vergleich dazu um ein Vielfaches héher liegt, ist sehr

- bedauerlich und gehért leider zu den unschénen Seiten dieser beruflichen Tétigkeit.

Auch deshalb werden Beschiftigte in diesem Titigkeitsbereich durch die K VG mit regelmdfigen
Deeskalationstrainings und -ibungen fiir einen professionellen Umgang mit schwierigen Situa-
tionen geschult und unterstiitzt.”

Der Magistrat geht davon aus, dass die entsprechende Gestaltung der KVG-StraBenbahn einen
positiven -jedoch nicht messbaren Effekt- auf das Verhalten der Fahrgéste und Passanten
hat. ' ’ :

In Vertretung

Uwe Bischoff

2/2
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Q‘&WSOM% . Herr Krebs
. : : Tel. 70 65

Stadt Kassel - Magistrat -
‘ Dezernat Il

An Eing. 17 Auq 2020 / :
' []32[]36[]37[]66[]70-_ | le

Anfrage der AfD-Fraktion vom 21. Juli 2020 zur dlrekten Uberwensung in den Ausschuss
fiir Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung :
Vorlage Nr. 101.18.1761 - politisch und religits motivierter Extremismus i in Kassel

Berichterstatter: Stadtverordneter Michael Werl

Anfrage:
Wir fragen den Magistrat:

1. Welche und wie viele'Organisationen und Gruppierungen, die vom Magistrat
als links- oder rechtsextremistisc_h eingestuft werden, existieren in der Stadt
Kassel? (Bitte nach jeweiliger Form des Extremismus aufschliisseln.)

Linksextremismus

2. Wie viele Straftaten wurden in der Stadt Kassel in den Jahren 2010 bis 2020
~von Tatern veriibt, die dem linksextremen Milieu zugeordnet werden_
kdnnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

3. Wie viele Festnahmen von Titern fanden in der Stadt Kassel in den Jahren
2010 bis 2020 statt, die dem linksextremen Milieu zugeordnet werden
kdnnen? (Eine chronologische Auflistung wird gewiinscht.)

4. Welche Projekte und Praventionsprogramme zur Bekdmpfung des
Linksextremismus werden unterstiitzt bzw. durchgefuhrt und in welcher
Form unterstiitzt die Stadt Kassel diese? :

5. Wurde im Vorfeld der. Neuerdffnung der Européischen Zentralbank in
Frankfurt am Main am 18. Mirz 2015 durch die linksautonome Szenein -
Kassel gegen diese mobilisiert?

6. Wurde im Vorfeld des G20-Gipfels in Hamburg am 07. und 08. Juli 2017
durch die linksautonome Szene in Kassel gegen diesen mobilisiert?
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10.

11,
12.
13.

| 14.

15.

16.
~ religids motivierten Extremismus bzw. dem Islamlsmus/Salaﬂsmus -

17.

Falls die Fragen 5 und 6 bejaht werden; Ih welchen Internetforen wurde hlerzu _

mobilisiert und welche Organisationen und Gruppierungen waren

daran betelhgt7

Waren unter den festgenommenen Tatern in Frankfurt a. M. und Hamburgv
auch polizeilich bekannte Personen der linksautonomen Szene aus der
Stadt Kassel und falls ja, wie viele?

Wie viele Personen des linksextremistischen Spektrums werden in der Stadt -
Kassel als gewaltbereit eingeschétzt und welche Erkenntnisse liegen dem

‘Magistrat diesbeziiglich vor?

Sind dem Magistrat in der Stadt Kaﬁsel'StadtteiIe bekannt, in denen

linksextreme Strémungen und entsprechende Aktivititen verhaltmsmang

stark verbreitet sind und falls ja, welche sind dies?
Rechtsextremismus -
Wie viele Straftaten wurden in der Stadt Kassel in .den Jahren 2010bis

2020 von Tatern veriibt, die dem rechtsextremen Milieu zugeordnet
werden kénnen? (Eine chronologlsche Auflistung wird gewiinscht.)

‘Wie viele Festnahmen von T&tern fanden in der Stadt Kassel in den Jahren

2010 bis 2020 statt, die dem rechtsextremen Milieu zugeordnet werden
kénnen? (Eine chronologlsche Auﬂlstung wird gewiinscht.)

Welche Projekte und Préventionspro’gramme zur Bekdampfung des
Rechtsextremismus werden unterstiitzt bzw. durchgefiihrt und in welcher
Form unterstiitzt die Stadt Kassel diese?

Wie v1ele Personen des rechtsextremlstlschen Spektrums werden in der
Stadt Kassel als gewaltbereit eingeschitzt und welche Erkenntnisse liegen

dem Magistrat diesbeziiglich vor?

Sind dem Magistrat in der Stadt Kassel Stadtteile bekannt, in denen

- rechtsextreme Strémungen und entsprechende Aktivitdten verhaltnismaRig

stark verbreitet sind und falls ja, welche sind dies?

religits motivierter Extremismus/Islamismus/Salafismus

Existieren in der Stadt Kassel Organisationen bzw Gruppierungen, dle dem
zuzuordnen sind und falls ja, welche sind dies?

Wie viele Personen, die der lslamlstlschen/salaﬂstlschen Szene zugeordnet
werden, befinden sich derzelt in der Stadt Kassel? .



18. Falls Frage Nr. 17 beantwortet werden Kann: Wie viele davon werden als
gewaltberelt und radikal eingestuft?

19. Liegen der Stadt Kasse! Erkenntnisse tiber den Aufenthalt von IS-
 Kdmpfern im Stadtgebiet vor, welche aus den Biirgerkriegsgebieten in
und um Syrien zur'L]ckgekehrt sind?

20. Verfugt die Stadt Kassel iiber ein ressortubergrelfendes Konzept zur
Prévention im Bereich des religios motivierten Extremismus bzw.
zur Deradikalisierung von betroffenen Personen?

21. Falls Frage 20 bejaht wird: Welche MaRnahmen hat die Stadt Kassel
bislang durchgefiihrt, um Personen, welche als religios motivierte
Extremisten identifiziert wurden, zum Ausstieg zu bewegen und mit
welchem Erfolg wurden: solche MaBnahmen durchgefiihrt?

22. Falls Frage 20 verneint wird: Wird in Zukunft ein solches Konzept ggf.
in Abstimmung mit anderen Stédten, Landkreisen oder dem Land
Hessen erarbeitet?-

23. Inwieweit sind die Moscheegemeinden in die MaRnahmen zur
Pravention im Bereich des religiés motivierten Extremismus -
eingebunden? (Die Darstellung einer Bewertung dieser Zusammenarbeit
wird gewiinscht.)

24. Welche Erkenntnisse hat der Maglstrat ber die Bedeutung der Schule
als Ausgangsort bzw. Umfeld fiir eine etwaige Radikalisierung von
- muslimischen Jugendlichen und welchen Konsequenzen zieht sie daraus

25. Beobachtet der Magistrat seit September 2015 einen Anstieg
antisemitischen Gedankenguts in der Stadt Kassel und falls ja, worin
- liegen nach Auffassung des Magistrats die Griinde fiir diesen
wachsenden Antisemitismus? : -

Stellungnahme:

* Die Fragen betreffen die Zusténdigkeit des Verfassungs- und Staatsschutzes sowie der Polizei.

Der Magistrat kann diesbeziigliche Anfragen nicht beantworten.
- y ‘
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Dezernat fiir Ordnung, o B Kassel, 22. September 2020

Sicherheit und Verkehr : : Herr Eichel
; Tel. 3303

Zahl der BuBgeldverfahren bei Corona-VerstéRen
Anfrage der CDU-Fraktion
Vorlage Nr. 101.18.1817

Frage 1: ; |
Wie viele Anzeigen wegen OrdnungSWIdrlgkelten in Zusammenhang mit Cowd 19 sind seit Marz bei
der Stadt Kassel emgegangen’

Antwort:

Bis zum 10. September 2020 wurden 381 Verfahren wegen VerstéRen gegen das Kontaktverbot
eingeleitet und 70 Verfahren wegen VerstoBen gegen die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung (MNB) in Geschaften bzw. im &ffentlichen Personennah- und -fernverkehr erfasst. Die
vorgenannten Zahlen bilden jedoch nicht die Gesamtheit der VerstéRe ab, da grundsatzlich einer
kommunikativen Strategie gegeniiber der Einleitung von BuBgeldverfahren der Vorzug gegeben wurde.

Frage 2: :
Wie viele dieser Anzeigen wurden durch die Stadt Kassel verfolgt?

Antwort:
Es wurden bisher bei allen erfassten Anzeigen gegen das Kontaktverbot Ordnungswndngkeltsverfahren
eingeleitet bzw. werden noch eingeleitet.

Frage 3:
Wie viele dieser Anzeigen wurden elngestellt und nicht verfolgt und wer hat das mit welcher

Begriindung entschieden?

Antwort:

31 Verfahren mussten bisher nach Aktenlage eingestellt werden. Der hiufigste Einstellungsgrund war
der Umstand, dass die Beschuldigten ohne festen Wohnsitz waren oder nach unbekannt verzogen sind,
sodass die Schreiben der Stadt Kassel nicht zugestellt werden konnten. Die Einstellungsentscheidungen
wurden nach Aktenlage vom jeweiligen Sachbearbeiter getroffen.

" Frage 4:
Wie viele BuBgeldverfahren wurden wegen VerstoBen gegen die Corona- Regeln in Kassel emgelentet"

Antwort:
Bisher wurden 37 BuBgelder und 10 Verwarngelder festgesetzt.

Frage 5:
Wo werden die Anzeigen der KVG und Polizei wegen Ordnungswndrlgkelten in Zusammenhang mit

Covid 19 be| der Stadt Kassel bearbeltet"



Antwort: _
Die Anzeigen werden im Ordnungsamt der Stadt Kassel bearbeitet.

Frage 6:
Welche Einnahmen durch BuBgeldbescheide sind aktuell zu erwarten?

Antwort:

Bei der Festsetzung der BuBgeIdbetrage ist der Bulgeldkatalog des Landes Hessen maRgebend.
BuRgelder fiir den ErstverstoR gegen das Kontaktverbot werden mit 200,00 Euro geahndet. BuBgelder
gegen Personen, die keine Mund-Nasen-Bedeckung beispielsweise in der StraBenbahn oder im Bus
tragen, werden beim Erstverstol mit 50,00 Euro geahndet. Je nachdem, ob es sich um einen Einzelfall
oder um wiederholte Zuwiderhandlungen handelt, ist die Festsetzung h6herer oder geringerer
BuBgelder moglich.

Frage 7: :
Zu welchen Corona-Regeln fiihrt die Stadt besonders intensiv Kontrollen durch und wie ist die
Erfahrung damit?

Antwort:

Im Rahmen der Kontrolltatlgkelten wird generell die Einhaltung der Corona-Regelungen von den
Mitarbeitenden des Ordnungsamtes {iberwacht. Die Kontrolltitigkeit verteilt sich glelchmaBlg auf alle
Lebenssachverhalte.

Frage 8 : :
Was sind die HauptverstoBe, die zu BuBgeldverfahren fiihren?

Antwort:

VerstoRe gegen Kontaktverbot (insbesondere in den Monaten April und Mai) sowie gegen die Pflicht
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in Geschiften bzw. im Sffentlichen Personennah und
-fernverkehr.

Frage 9:
Stehen die VerstdRe eher im Zusammenhang mit Festen und Feiern, z.B. in Parks und im Umfeld von

Kneipen oder privaten Veranstaltungen und Alltagshandlungen wie Fahren von Bus und Bahn ohne
Maske?

Antwort:

VerstdRe werden in allen Lebensbereichen festgestellt. Uberall dort, wo Menschen in gréRerer Zahl
zusammenkommen, werden alleine aufgrund der Anwesenheit einer Vielzahl von Personen eher
VerstdRe gegen Corona-Regelungen begangen.

Frage 10:
Wie bewertet der Magistrat die Situation?

Antwort:
Der iiberwiegende Teil der Bevdlkerung hilt sich an d|e Regelungen der Corona-Verordnungen des
Landes.



Frage 11: _
Sind ggf. Verscharfungen von Kontrollen geplant?

' Antwort:

Eine Ausweitung der Kontrolltatigkeiten ist, auch aufgrund der zur Verfiigung stehenden
Personalkapazititen, nicht geplant.

" Im Auftrag

7 Sven Eiche
2
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Vorlage Nr. 101.18. 1830 : ' J
Integration von Zuwanderern _ [1-32-[J-36-[3-37-[J-66--70-

Seit Juli 2015 kamen in kiirzester Zeit mehr als zwei Millionen Zuwanderer in die Bundesrepublik
Deutschland, die in der Regel Asylantrage stellen und nach einem festgelegten Schliissel auf die ein-
zelnen Bundesldnder bzw. Kommunen verteilt wurde. Die Bundesregierung behauptete iber einen
langen Zeitraum, dass es sich bei diesen Personen ganz liberwiegend um ,,Fachkrafte“ handelt, deren
Integration binnen kiirzester Zeit problemlos gelingen wiirde. Inzwischen sind fast fiinf Jahre ver-
gangen, so dass die Ergebnisse der Integrationsbemiihungen beurteilbar sein sollten.

1. Frage: ,
Wie viele der seit 1. Juli 2015 als ,,Schutzsuchende in die Bundesrepublik Deutschland ein-
gereisten Personen wurden der Stadt Kassel insgesamt zugewiesen?

Antwort:
Der Stadt Kassel wurden seit 2015 nach dem Landesaufnahmegesetz folgende Anzahl an Perso-
nen zugeWIesen

Jahr Personen
2015 _ 973
2016 ’ 1.215
2917 299
2018 , 328
2019 173

2. Frage: A _
' Wie viele der unter 1. aufgefiihrten Personen leben derzeit in Kassel?

Antwort:
Es kann nur dargestellt werden, wie sich die Zahlen der Personen mit humanitirem Aufenthalt
seit 2015 entwickelt haben. Diese Zahlen beinhalten aber auch sehr viele Umziige nach und weg
von Kassel z.B. aufgrund gesnderter oder weggefallener Wohnsitzauflagen. Zahlen, wie viele der
aufgenommenen Personen tatsichlich noch selbst in Kassel wohnen, gibt es nicht und kdnnen
auch nicht geschatzt werden : ;
. Entwicklung der absoluten Zahlen (Personen mit humamtarem Aufenthaltsrecht in der Stadt
~ Kassel). Die Statistik wurde erst ab Mai 2015 erstellt:
12/2015: 2.661
12/2016: 3.935
12/2017: 6.488
12/2018:7.559



12/2019: 8.294

08/2020: 8.626

Frage: :
Wie ist der aktuelle Aufenthaltsstatus der unter 2. genannten Personen (anerkannte Asyl-
bewerber, ausrelsepfhchhge Personen, subsididr Schutzberechtigte etc.)?

Antwort: ~

AusschlieBlich bezogen auf die unter Frage 1 genannten zugewuesenen Personen gibt es keine
Statistik.

Aktuell leben 5.527 Asylberechtigte bzw. Personen mit Fluchtlmgselgenschaft und 1.497 sub-
sididr Schutzberechtigte in Kassel. Dariiber hinaus wurden bei 621 Personen Abschiebungshin-
dernisse festgestellt. Auch diese besitzen einen humanitiren Aufenthaltstitel. Kleinere Zahlen
sonstiger humanitdrer Aufenthaltsrechte kommen hinzu (z.B: 647 weitere unbefristete humani-
tare Niederlassungserlaubnisse). Ausreisepflichtig sind derzeit 334 Personen (Stand: 30.8.2020).

Frage:

Wie vieler der unter 2. genannten Personen haben erfolgrelch einen Deutschkurs besucht
und wie sind deren nachgemesene Sprachkenntnisse gemaR dem europalschen Referenz-
rahmen? :

Antwort:

Prmznplell wird jeder Schutzsuchende im  Verlaufe des Verfahrens zur Teilnahme an einem lnteg—
rationskurs verpflichtet. Eine nicht abgeschlossene Teilnahme / Antritt eines Kurses erfolgt i.d.R.
nur aus zwei Griinden: Entweder kam es bereits zu einer Arbeitsaufnahme, oder medizinische /
gesundheitliche Griinde verhindern diese.

Eine genaue Aussage zum Datenstand kann durch das Jobcenter Stadt Kassel nicht getroffen
werden, da Teilnehmerinnen und Teilnehmer eines Integrationskurses die keine Regelleistungen -
erhalten nicht erfasst sind. Nahere statistische Auskiinfte - auch zum nachgewiesenen Sprachni-
veau nach GER - erteilt das BAMF. '

. Frage:

Wie viele der unter 2. genannten Personen haben eine abgeschlossenen nachgewiesenen
Schulbildung in ihrem Heimatland (Bitte mit Angabe des jeweiligen Abschlusses)?

Antwort:

In einigen Landern ist es iiblich, dass Originalzertifikate in den Bildungseinrichtungen verbleiben
und Absolventen lediglich eine beglaubigte Kopie hiervon erhalten. Durch Zerst6rung und Ver-
wiistung des Biirgerkriegs sind diese Originale teilweise unwiederbringlich verloren.

Glaubhafte Kenntnisse von Schulbildung (erfolgte Alphabetisierung, mathematische Kenntnisse,
Allgemeinbildung etc.) kénnen ebenfalls als Nachweis anerkannt werden; obliegen aber der ab-

" schlieBenden Beurteilung durch das staatliche Schulamt, Kultusminister Konferenz oder dem I1Q

Netzwerk — Daten-nicht bekannt.



6.

Frage: _ v
Wie viele der unter 2. genannten Personen haben eine abgeschlossene nachgewiesenen Be-
rufsausbildung in ihrem Heimatland (Bitte mit Angabe des jeweiligen Ausbildungsberufs)?

Antwort:
Anerkannte Zertifikate des Abschlusses sind der Frage 8 zuzuordnen.

7. Frage: :
Wie viele der unter 2. genannten Personen haben in ihrem Helmatland nachweisbar ein Stu-
dium abgeschlossen (Bitte mit Angabe der jeweiligen Fachrichtung)?
Antwort:
Hierzu liegen keine Statistiken vor.
8. Frage: »
Bei wie vielen der unter 5. bis 7. genannten Personen wurde die jeweilige Quallflkatlon in
der Bundesrepublik als gleichwertig anerkannt?
Antwort:
Hierzu Ilegen uns keine Aussagen vor.

* Einen besseren Uberblick iiber die erfolgten Anerkennungen und deren Gleichwertigkeit kénnen
die entsprechenden Stellen geben. Alternativ auch die 1Q Anerkennungsberatung des Landes
Hessen.

9. Frage:
Wie viele der der unter 2. genannten Personen erhalten Transferleistungen? ’
Antwort:
Derzeit beziehen noch 174 Personen die der Stadt Kassel in den Jahren 2015/2016 zu-
gewiesen wurden, Leistungen nach dem AsylbLG. Im Bereich SGB Il waren im April 2020
rd. 3.800 Personen mit Fluchthintergrund im Leistungsbezug (Zuzug ab 2015).

10. Frage:

Wie viele der unter 2. genannten Personen - soweit sie zw1schen 18 und 65 Jahre alt sind -
befinden sich derzeit in einem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhiltnis?

Antwort: : »

Lisst sich statistisch so nicht abbilden, da aus Griinden des Sozialdatenschutzes entspre-
chende Kennungen nicht gesetzt werden. Im Allgemeinen liegt im Bereich Flucht & Mig-
ration die Integrationsquote jedoch S|gn|f|kant hoher, als i in anderen Vermittlungsteams

~des Jobcenters Stadt Kassel.



‘Bei der aufgefiihrten Auswertung handelt es sich um Personen, die zu einem bestimmten
Stichtag in Deutschland einer voll sozialversicherungspflichtigen Beschiftigung nachge-
hen und mit einer der acht Staatsangehgrigkeiten (Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nige-
ria, Pakistan, Somalia oder Syrien) gemeldet sind. Dabei muss es sich nicht um Gefliich-
tete handeln, denn wir haben keine Angaben dariiber, wie lange sich diese Personen be-
reits in Deutschland aufhalten.

@ Bundesagentur fir Arbeit

- istik
Statistik Beschaftigungsstatisti

Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte {SvB) am Arbeitsort {AO} im Alter von 18 bis unter 65 Jahren

AX Kassel s ;
Zeitreihe, jeweils 21.12. eines Jahres ] AA Kassal i
Staatsangehorigkeit ’ Berufsabschluss 2013 2015 X 2007 2016 201%
- s L 1 2 s . 4 5
Insgesamt 1 204507 205.515 211.286° 213.582 215.583
N *  Ohne Berufsabschluss 2 23.427 23.802 24765 26.078 26.057
. Insgesamt Anerkannter Berufsabschiuss™ 3 "138.840 132.085 140.314 140.887 140,940
Akademischer Berufsabschluss™ 4 28T7%1 27.008 " 23228 28572 30.770
Keine Angabe™ 5 18.48% 17.812 17.682! 17.835 17815
iInsgesamt 6 571 521 1.748 T 2240 2.770
. :  DOhne Berufsabschluss T 278 404 1 1.051 1280
 dor. Asyhherkunfisiander (Top 8/ Anerkannter Berufsabschiuse® & 185 165 225 301 412
Akademischer Berufsabschluss™ ] 122 132 187 2424 224
Keine A.ngape" 1 125 224 55 844 a4
Erstellungsdatum: 16.03.2020, Statistik-Service Stidwest, Auftragsnummer 306846 . @ Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit
11. Frage: : .

Wie viele de der unter 10. genanhten Personen erhalten zusitzliche Transferleistungen
(Bitte mit Angabe in absoluter Hiufigkeit und in Prozent)?

Antwort: .
Dies ist statistisch nicht abbildbar.

llona Friedrich
Biirgermeisterin
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Anfrage der AfD-Fraktion vom 8. September 2020 zur direkten Uberweisung in den Ausschuss fiir
Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung '

Vorlage Nr. 101.18.1831 - salafistische Szene in Kassel

Fragesteller: Stadtverordneter Michael Werl

Anfrage:

Der hessische CDU-Landtagsabgeordnete Ismail Tipi kritisiert in einem Beitrag vom31.12.2019 auf
der Internetseite , Tichys Einblick” den islamischen Salafismus:
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/ismail-tipi-klartext/viele-frauen- nochmehr—kmder-dne—
salafistische-geburten-strategie/ (zuletzt aufgerufen am

28.08.2020). '

Zum Ende des Artikels, der mogliche Wege der Radikalisierung und neueste Entwicklungen innerhalb
der salafistischen Szene beleuchtet, erhebt Tipi folgendenForderungen, deren Umsetzung er fiir
,,drlngend” geboten hilt: ' '

1. Das Verbot aller salafistischen Aktivitdten durch bundesweites
Betatigungsverbot. :

2. Das SchlieBen salafistischer Hinterhofmoscheen. _

3. Die rechtsstaatliche Verfolgung und Verurteilung aller Hassprediger und

Hinterhof-Imame, insbesondere die steuer- und strafrechtliche Verfolgung
von Pierre Vogel und seinen Gesinnungsgenossen.

4. Die Einfiihrung eines Schleier- und Kopftuchverbots fiir Mddchen unter 14
Jahren in Kindergarten und Schulen'im Sinne der Religionsmindigkeit und
Religionsfreiheit unseres Grundgesetzes.

5, Die Verstarkung der Aufklarungs- und Priventionsarbeit und den Ausbau
von Aussteigerprogrammen zum Schutze der Biirgerinnen und Biirger und
zum Wohle der Demokratie.

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie schatzt der Maglstrat die Entwicklung der salaflstlschen Szene in Kassel
in den letzten zehn Jahren ein?
2. Welche Rolle spielt die Stadt Kassel fiir die salafistische Szene in Nordhessen?
3. Welche Moscheen oder islamischen Gebetsraume im Kasseler Stadtgebiet
sind in der Vergangenheit durch salafistische Propaganda aufgefallen?
4. Welche Meinung vertritt die Stadt Kassel hinsichtlich eines moglichen
Schleier- und Kopftuchverbots fiir Madchen unter 14 Jahren?
5. Hat der Salafismus in Kassel in den vergangenen Jahren durch die verstarkte
Aufnahme von Asylbewerbern, insbesondere seit 2015, neuen Zulauf erfahren?
6. Mit welchen Programmen der Aufkldrungs- und Préventionsarbeit hinsichtlich des

Salafismus wird in Kassel gearbeitet und seit wann?



Wie viele Personen konnten im Rahmen dieser Aufkldrungs- und Préiv_entionsarbeit zum

7.

* . Ausstieg aus der salafistischen Szene bewegt werden?
8. Welche weiteren Erfolge konnten durch diese Programme bisher erreicht werden'-’
9. Welche praventiven Projekte mit ,lokalen Kooperationspartnern, Moscheegemeinden und

: Kulturvereinen etc.” wurden bisher in Kassel gefoérdert?
10. Werden entsprechende Initiativen im Rahmen des Hessischen sowie Deutschen Stadtetages

von der Stadt Kassel vorangetrieben?
11. Welche Arten von Extremismus sieht der Magistrat aktuell als groBte
Herausforderungen fiir die Stadt Kassel an?

Antwbrt:

Soweit die Zustindigkeit der Staats- und Verfassungsschutzbehdrden betroffen ist, kann der Magistrat
die Fragen inhaltlich nicht beantworten.

Im Ubrigen ist eine Beantwortung der Fragen durch das Ordnungsamt wegen ‘fehlender sachlicher
Aufgabenzuweisung nicht moglich.

Ulrich Krebs



	Dokumente
	Öffentliche Niederschrift 24.09.2020 Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung  (exportiert: 26.10.2020)

	Tagesordnungspunkte
	I. Tagesordnung
	2. Körperliche und verbale Gewalt gegen KVG-Kontrolleure 101.18.1744
	101.18.1744 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 26.10.2020)

	7. Politisch und religiös motivierter Extremismus in Kassel 101.18.1761
	101.18.1761 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 26.10.2020)

	8. Zahl der Bußgeldverfahren bei Corona-Verstößen 101.18.1817
	101.18.1817 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 26.10.2020)

	10. Integration von Zuwanderern 101.18.1830
	101.18.1830 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 26.10.2020)

	11. Die salafistische Szene in Kassel 101.18.1831
	101.18.1831 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 26.10.2020)




